
 

24. Juni 2026 

Bedauern und Strichliste führen reicht nicht 

Delegiertenversammlung beriet über Schutz bei sexuellen Übergriffen 

In der 11. Delegiertenversammlung Ende Juni ging es um den Jahresabschluss der Ärztekammer, 

das geplante Weiterbildungsregister und die Wahl der Themen für Septembersitzung. Zu Beginn 

der Sitzung zog Ärztekammerpräsidentin Christina Hillebrecht Bilanz zum 130. Deutschen Ärztetag 

in Hannover.  

Die großen Themen waren Sucht und Ärztliche Weiterbildung. Beide wurden ausführlich mit der 

gebotenen Tiefe diskutiert, so Hillebrecht, auch wenn gerade beim Thema Weiterbildung viele 

Spontananträge die Debatte deutlich verkomplizierten. Überschattet wurde die Veranstaltung von 

sexuellen Übergriffen während des Ärztetags, was fünf Studierende im Rahmen einer persönlichen 

Erklärung offenlegten. Als erste Konsequenz kündigte die Bundesärztekammer gemeinsam mit 

allen Landesärztekammern an, verbindliche Standards festzulegen und Schutz- sowie 

Präventionsstrukturen nachhaltig zu stärken – durch zum Beispiel Verhaltenskodizes oder 

Ombudspersonen.  

Ombudsstelle braucht klaren Auftrag 

Hillebrecht schlug vor, sich für dieses Vorgehen Zeit zu nehmen und in Ruhe zu überlegen, ob und 

wie eine Ombudsstelle eingerichtet wird und welche Aufgaben sie bekommen soll. In einer kurzen 

Diskussion forderte ein Delegierter, sich nicht „irgendwann“ mit diesem Thema zu beschäftigen, 

sondern in einem klaren Plan Ziele festzulegen, was die Kammer wann umsetzen wird.  

Eine Delegierte schlug vor, Erfahrungsberichte zu sammeln und dann gemeinsam zu überlegen, 

welches Angebot in Bremen gebraucht wird. Wichtig sei, schon jetzt ein Signal zu senden, dass die 

Kammer sich mit diesem Thema auseinandersetzt. Ein Delegierter wies darauf hin, dass das 

Problem schon lange überall dort bestehe, wo Männer in Machtpositionen sind. Man müsse sich 

positionieren, es sei aber nicht notwendig, jetzt mit Eile voranzupreschen.  

Hillebrecht ergänzte, dass sich Betroffene schon jetzt auch ohne benannte Stelle an die Kammer 

wenden könnten. Langfristig reiche es aber nicht, eine Strichliste zu führen und Bedauern 

auszudrücken. „Wir müssen etwas anbieten können – sei es ein persönliches Gespräch, anwaltliche 

Beratung oder konkrete Hilfe“, so Christina Hillebrecht. Das weitere Vorgehen wird nun im 

Vorstand beraten und dann wieder in die Delegiertenversammlung eingebracht.  

Notfallversorgung in Bremen 

Das Bundeskabinett hat im April 2026 im dritten Anlauf eine Notfallreform beschlossen. Die Reform 

zielt vor allem auf eine bessere Vernetzung der Notaufnahmen der Krankenhäuser sowie die 
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Verzahnung der Rufnummern 112 und 116117. So sollen die Notaufnahmen entlastet und die 

Patient:innen besser gesteuert werden. Über die Situation in Bremen informierte Dr. Andreas 

Callies, der ärztliche Leiter des Rettungsdienstes in der Freien Hansestadt Bremen, die 

Delegiertenversammlung. 

Fünf Notarztstandorte, 18 Rettungswachen, bis zu 31 Rettungswagen und fünf 

Notfalltransportwagen, drei Hanse-Sani-Fahrzeuge und auch zwei Motorräder sind im Bremer 

Rettungsdienst im Einsatz. Das berichtete Andreas Callies. Der Facharzt für Anästhesiologie ist als 

Oberarzt am Klinikum Links der Weser angestellt, 80 Prozent seiner Zeit ist er aber an das Bremer 

Innenressort ausgeliehen. Dort ist der Bremer Rettungsdienst als kommunale Aufgabe angesiedelt. 

Pro Jahr fährt der Rettungsdienst in Bremen etwa 90.000 Einsätze. Das sei nach Corona zum Glück 

wieder etwas zurückgegangen, so Callies. Herzstück des Rettungsdienstes ist die Leitstelle in der 

Straße Am Wandrahm. „Dort landet man, wenn man die 112 wählt“ so Andreas Callies. „Da sitzen 

immer bis zu neun Leute, nachts ist man zu zweit.“ Insgesamt arbeiten dort 1.500 nicht-ärztliche 

Mitarbeiter:innen, 250 ärztliche Mitarbeiter:innen sowie zwei Ärztliche Leiter mit zusammen 1,2 

Vollzeitstellen, beide mit Schwerpunkt Notfall- und Intensivmedizin. Weitere 0,5 Stellenanteile der 

Ärztlichen Leitungen fallen auf die Ausbildung der Rettungssanitäter:innen und Fortbildungen. 

Standard ersetzt Bauchabfrage 

Ende 2021 habe man einen Paradigmenwechsel vollzogen. „Bis dahin haben wir die Bauchabfrage 

gemacht: Die Anrufenden haben ihre Situation geschildert und die erfahrenen Feuerwehrleute in 

der Rettungsleitstelle Fragen gestellt“, so Andreas Callies. „Das endete dann zumeist mit: Ja, wir 

kommen dann mal vorbei.“ Das war nicht schlecht, so Callies. „Aber das war auch nicht gut. Wir 

hatten überhaupt kein Qualitätsmanagement und wir sind überall hingefahren.“ Das können wir 

uns nicht mehr leisten, so Callies weiter.  

Deswegen hat man ein standardisiertes Notfallabfragesystem eingeführt. Das „Priority Dispatch 

System“ stammt aus den USA und enthält 20 Fragen, die Anrufende nur mit Ja oder Nein 

beantworten können. „Diese standardisierte Abfrage dient zu Klassifizierung der Dringlichkeit und 

des Schweregrads des Notfalls“, so Andreas Callies. „Das ist ein Standard und der Standard wird 

eingehalten. Das gibt uns Rechtssicherheit, zum Beispiel auch, um zu sagen, dass man nicht 

kommt.“ 

Die „Call Taker“ sind geschulte MFA oder MTA und zu 80 Prozent Frauen. Diese sind nur für den 

112-Prozess da. Sie sind einfühlsam und stressresistent, so Callies. Denn die Ungeduld und 

Anspruchshaltung nehme in den letzten Jahren zu: „Auch Beschimpfungen sind nicht selten. Man 

muss aber auch sehen, dass sich die Anrufenden in einer Ausnahmesituation befinden.“ Meistens 

reiche aber zur Beruhigung der Satz: „Beantworten Sie meine Frage, dann geht es schneller.“ Jeder 

Anruf mündet in einen Code, hinter dem eine Rettungsmittelkette hinterlegt ist. Die Notrufabfrage 

ist spätestens nach zwei Minuten beendet. „Die Rettungsmittelkette startet in dringenden Fällen 

auch schon während der Befragung der Anrufenden“ so Callies weiter.  

Erste Hilfe via Telefon 

Liege zum Beispiel ein Verdacht auf Akutes Koronar-Syndrom vor, geben die Mitarbeiter:innen am 

Telefon die Anweisung, 500 mg ASS zu nehmen. Gleichzeitig ist der Rettungsdienst schon auf dem 
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Weg. „In den meisten Haushalten ist ASS vorhanden“, sagte Andreas Callies. „Wenn der 

Rettungsdienst eintrifft, ist das bereits genommen. Diese Einsätze sind in der Regel ohne Notarzt.“  

Schnell muss der Rettungsdienst bei einer Reanimation sein, so Andreas Callies. „Die gesetzliche 

Hilfsfrist liegt bei zehn Minuten – wir sind meistens innerhalb von sieben Minuten da. Wenn aber 

gar nichts gemacht wird, nützen auch die sieben Minuten nichts.“ Zu einer Reanimation werde alles 

geschickt, was verfügbar ist. Am schnellsten seien meistens Polizeistreifen vor Ort, denn ein 

Polizeiwagen sei immer in der Nähe. „Alle Polizeiwagen sind mit AED ausgestattet – die Streifen 

können also frühzeitig reanimieren“, so Andreas Callies.  

Hier zeige sich ein weiterer Vorteil der standardisierten Notrufabfrage: Die geschulten Call Taker 

können Anrufende bei einer Reanimation unterstützen und genaue Anweisungen geben. „Wir haben 

eine Telefonreanimationsquote von 62 Prozent“, sagte Andrees Callies. Auch bei Geburten haben 

die Call Taker schon unterstützt. Die Leitstelle hat für diese Fälle umfangreiche Anleitungen und 

ausgefeilte Vorgaben, so dass sie sehr sicher helfen können, so Callies. „Wir haben schon 25 Mal 

telefonisch abgenabelt, bevor der Rettungsdienst eingetroffen ist. Das Telefonat endet dann mit der 

Gratulation an die Eltern.“ 

Telenotfallmedizin spart Ressourcen 

Ein weiteres Arbeitsfeld: Die Telenotfallmedizin. In der Leitstelle sitzt tagsüber ein Arzt oder eine 

Ärztin gemeinsam mit einem Hanse-Sani. Sie beraten Einsatzkräfte, evaluieren zeitunkritische 

Notrufe, organisieren Verlegungstransporte oder vermitteln individuell weiter. „Die 

Telenotfallmedizin ist ein echter Ressourcensparer“, sagte Andreas Callies. „Wir vermeiden so etwa 

zehn Rettungsmittel am Tag. Durch die Beratung sorgen wir dafür, dass täglich 150 Patient:innen 

die Krankenhäuser erreichen, aber auch 100 sie nicht erreichen und im ambulanten 

Versorgungsbereich bleiben.“ 

Das wertvollste Rettungsmittel sei der Rettungswagen. Er sei universell einsetzbar, kann Rettungen 

einleiten und die Sanis sind aufgrund ihrer gesetzlich normierten dreijährigen Ausbildung 

kompetent, können reanimieren, Analgetika geben oder invasive Maßnahmen vornehmen. Die 

steigende Kompetenz der Sanitäter:innen führe dazu, dass die Notarzteinsätze von 2017 auf 2025 

halbiert haben, sagte Callies. Er gehe davon aus, dass Anfang 2028 nur noch drei Rettungsmittel 

mit Notärzt:innen besetzt seien.  

Weiterer Bestandteil des Bremer Rettungsdienstes ist der Hanse-Sani. Dieser 

Gemeindenotfallsanitäter, von der Grundausbildung Notfallsanitäter, ist für zeitunkritische, unklare 

Primäreinsätze da. Der Hanse-Sani ist vernetzt mit dem sozialpsychiatrischen Dienst, dem 

Palliativdienst, dem ärztlichen Notdienst und mit Ärzt:innen. Er verfügt über pflegerische Skills und 

darf zum Beispiel Dauerkatheter legen oder wechseln. Er soll unnötige Transporte in die Kliniken 

verhindern. Für rund 10.000 Einsätze käme der Hanse-Sani in Frage – da er nicht immer verfügbar 

ist, fährt er davon etwa 3.000 Einsätze. „Mit Erfolg: Der Hanse-Sani bringt nur 30 Prozent seiner 

Einsätze in die Klinik, der Rettungswagen 70 Prozent“, sagte Andreas Callies.  

Zur Übergabe von Patient:innen in die ambulante Versorgung berichtete Andreas Callies, dass sie 

etwa 1.200 vorangemeldet über Ivena in die KV-Praxen transportieren. „Wir wünschen uns auch 

tagsüber zu den Sprechstundenzeiten mehr Anlaufadressen – das würde die Kliniken deutlich 

entlasten“, so Callies.  
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Notfallreform in Bremen machbar 

Zum Schluss gab Andreas Callies noch eine Einschätzung zur geplanten Notfallreform. Die in der 

Reform geforderten Aufgaben seien teilweise schon vorhanden oder der Rettungsdienst könne sie 

recht problemlos mit übernehmen. Die 116117 für eine Ersteinschätzung mit abzufragen und die 

Anrufenden dann passend zu verteilen, wäre schon jetzt möglich – vorausgesetzt, es gebe mehr 

Personal. Auch den aufsuchenden Hausbesuchsdienst decke der Rettungsdienst durch den Hanse-

Sani schon jetzt ab. Gebraucht werde ein telemedizinisches Pendant mit hausärztlichen 

Kompetenzen wie der Rezeptvergabe, der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung oder der telefonischen 

Beratung des Rettungsdienstes. Zudem müsse der Rettungsdienst ins SGB V als 

Gesundheitsleistung aufgenommen werden. „Derzeit sind wir nur ein Taxiunternehmen mit Erste-

Hilfe-Kasten“, so Callies.  

Dennoch: Die Ideen der Notfallreform umzusetzen, sei machbar – das koste aber auch viel Geld, 

„Angesichts der geplanten Einsparungen im Gesundheitssystem, sehe ich aber schwarz, dass sich 

das wirklich umsetzen lässt“, schloss Andreas Callies.  

Wenige Fehlfahrten 

Eine kurze Diskussion schloss sich an. Ein Delegierter fragte nach der Anzahl der Fehlfahrten. Das 

seien eher wenige. Wenn Fehlfahrt bedeute, der Patient oder die Patientin werden nicht mehr 

angetroffen, sei das nicht so schlimm. Das Fahrzeug sei dann wieder sofort einsatzbereit. Ein 

ebenfalls im Rettungsdienst tätiger Delegierter wies darauf hin, dass seiner Erfahrung nach viele 

Menschen sich nicht mehr selbst zu helfen wissen und den Rettungsdienst rufen, anstatt eine 

Arztpraxis aufzusuchen. Da sei ein exponentielles Anspruchsdenken vorhanden. „Das ist nur schwer 

abzustellen. Wenn jemand die 112 ruft, müssen wir immer kommen“, sagte Callies. „Da die 

Anrufenden auch durch die 20 Fragen müssen, können wir es immerhin gut in die richtige Bahn 

lenken.“ 

Wenn er einen Patiententransport anfordere, kämen in seine Praxis oftmals ein Taxi und 

gleichzeitig ein Rettungswagen, so ein anderer Delegierter. Diese Doppeleinsätze können man erst 

verhindern, wenn die 112 und die 116117 besser verzahnt werde, sagte Callies. Gut wäre eine IT-

Schnittstelle, auch um die Leitungen nicht mit zusätzlichen Anrufen zu belasten. Auf die Frage nach 

Überlegungen, die Patient:innen mit einer Gebühr zu beteiligen, entgegnete Callies, dass das 

möglich sei, der Rettungsdienst als öffentliche Hand diese aber nicht einziehen wolle. Ein 

Delegierter meinte, viel effizienter als Sanktionierungen sei, die Steuerungs- und 

Lenkungsprozesse im Blick zu halten und darüber transparent zu informieren. 

Jahresabschluss 2025 

Nach dem Vortrag zur Notfallversorgung ging es um den Jahresabschluss 2025 der Ärztekammer 

Bremen. Das Haushaltsjahr 2025 der Ärztekammer Bremen schließt vor Verwendung der 

zweckgebundenen Rücklagen mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 168.169 Euro. Insgesamt 

hat die Kammer zur Bewältigung ihrer Aufgaben 3.826 T€ aufgewendet. Das berichtete Dr. Heike 

Delbanco, die Hauptgeschäftsführerin der Ärztekammer.  

Im Vergleich zum Vorjahr seien die Gesamtaufwendungen um 82.403 Euro gestiegen. Der 

Personalaufwand lag allerdings um rund 25 T€ unter dem Vorjahresergebnis und rund 271 T€ unter 

dem Haushaltsansatz, da 2025 zwei Stellen unbesetzt waren. Die Sachaufwendungen lagen 
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hingegen um rund 126 T€ über dem Haushaltsansatz, so Heike Delbanco. Als Gründe seien hier ein 

steigender Aufwand für die IT, der Defizitausgleich für die Ärztliche Stelle sowie eine Rückstellung 

für ein anhängiges Beitragsstreitverfahren zu nennen.  

Die Gebühreneinnahmen der Akademie für Fortbildung betrugen 135 T € und liegen um rund 55 T€ 

unter dem Haushaltsansatz und um rund 64 T€ unter den Gebühreneinnahmen des Jahres 2024. 

Das liege auch daran, dass 2025 weniger gebührenintensive Kurse stattfanden, so Delbanco. Im 

Jahr 2025 konnten bei einem Hebesatz von 0,6 Prozent Beitragseinnahmen in Höhe von 3.279 T€ 

vereinnahmt werden. Gegenüber dem Jahr 2024 bedeutet dies Mehreinnahmen von 173 T€. 

Nach Verwendung von zweckgebundenen Rücklagen ergibt sich ein Jahresergebnis von 181.169 

Euro. Hiervon wurden 51 T€ der Betriebsmittelrücklage und 130 T€ dem Mittelvortrag zugeführt. 

Nach den Erläuterungen von Heike Delbanco beschlossen die Delegierten einstimmig den 

Jahresabschluss wie vorgelegt und entlasteten den Vorstand. Auch der Verwendung der Rücklagen 

in der vorgeschlagenen Weise stimmten die Delegierten einstimmig zu. 

Klausurthemen festgelegt 

Die Delegierten hatten im April beschlossen, in ihrer Versammlung im September in einer 

vertieften thematischen Sitzung mögliche Schwerpunkte für den Rest der Legislatur zu beraten. 

Insgesamt hatten sie acht Themen vorgeschlagen, aus denen sie in der Sitzung drei durch 

schriftliche Wahl bestimmten: Wie man Patientenströme bei knapper werdenden Ressourcen 

optimieren kann, wie die Attraktivität Bremens für ärztliche Weiterbildung und damit für ärztlichen 

Nachwuchs gesteigert und wie die Gesundheitsvorsorge von Kindern und Jugendlichen gestärkt 

werden kann.  

Letzter Punkt auf der Tagesordnung: Die Ärztekammer Bremen möchte am 1. Oktober 2026 mit 

dem Aufbau eines Weiterbildungsregisters starten. Mit dem Register möchte die Kammer einen 

Überblick über die Entwicklung der Anzahl von Ärzt:innen in Weiterbildung in den einzelnen 

Fachgebieten gewinnen und mögliche zukünftige Versorgungsengpässe und kritische Entwicklungen 

frühzeitig erkennen. Die Ärztekammer fragt dafür künftig jährlich die Daten bei allen 

Weiterbildungsbefugten ab. Mit einer Änderung der Weiterbildungsordnung beschlossen die 

Delegierten die rechtliche Grundlage für die Übermittlung der Daten.  

----------- 

Wenn Sie Fragen zum Jahresabschluss 2025 haben, melden Sie sich gerne bei Dr. Heike Delbanco, 

Tel. 0421/3404-234, heike.delbanco@aekhb.de  

Die nächste Delegiertenversammlung findet statt am Mittwoch, den 30. September 2026 um 17 

Uhr im Veranstaltungszentrum der Ärztekammer Bremen, Kurfürstenallee 130, 4. OG, 28211 

Bremen. 
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